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Liebe Mandanten, 

wir freuen uns Ihnen heute die nächste Ausgabe unseres 

Mandantenrundschreibens mit den neusten Tipps und Änderungen 

im Steuerrecht zusenden zu dürfen. 

 

Sollten Sie unsere Informationen zukünftig lieber per E-Mail erhalten 

wollen oder einen Termin für ein persönliches Beratungsgespräch 

wünschen, rufen Sie uns unter der 09971 / 85190 an oder schreiben 

Sie uns eine Mail an cham@jgp.de. 

 

 

Mit den besten Grüßen 

Ihre Sozietät Jürgen Geiling & Partner 

 

 

 

 

 

 

„Vermögensübergabe gegen 
Versorgungsleistungen“ ohne Kostenübernahme für Alten-/Pflegeheim

Viele Steuerpflichtige vereinbaren mit nahen 

Angehörigen, meistens Eltern und Kindern, bei einer 

betrieblichen Vermögensübergabe eine Zahlung von 

wiederkehrenden Bezügen. Diese werden im 

jeweiligen Einzelfall nach den individuellen 

Vertragsmerkmalen als Rente oder dauernde Last 

qualifiziert. Bei Vorliegen einer dauernden Last wird 

ein voller Sonderausgabenabzug gewährt, bei einer 

sog. Leibrente dagegen nur in Höhe des 

Ertragsanteils des Rentenbetrags. Mit der 

Unterscheidung hat sich kürzlich auch das 

Finanzgericht Rheinland-Pfalz (FG) mit Urteil vom 

30.7.2019 beschäftigt. Im entschiedenen  

Fall vereinbarte ein Steuerpflichtiger mit seinen 

Eltern gegen Übernahme des elterlichen Betriebes 

eine monatliche Zahlung. Eine spätere Abänderung 

der Zahlungen sollte möglich sein, falls sich die 

Leistungsfähigkeit des Zahlenden oder die Höhe der 

Unterhaltsaufwendungen der Empfänger ändert, 

jedoch ohne Übernahme von eventuell anfallenden 

Kosten für ein Alten-/Pflegeheim. Aufgrund dieser 

eingeschränkten Abänderbarkeit qualifizierte das 

Finanzamt die Zahlungen als Rente und 

berücksichtigte demzufolge die Beiträge in Höhe des 

Ertragsanteils als Sonderausgaben. Das FG gab 

dem Finanzamt recht. Damit eine dauernde Last 

vorliegt, muss vereinbart worden sein, dass die 

Zahlungen in unbeschränktem Umfang angepasst 

werden können, was hier durch den Ausschluss von 

Kosten für ein Alten-/Pflegeheim nicht vorliegt. 

Insoweit kann auch kein voller 

Sonderausgabenabzug gewährt werden. 

 

Anmerkung: Die Revision wurde zugelassen, weil 

höchstrichterlich noch nicht geklärt ist, ob eine 

„Abänderbarkeit“ der Versorgungsleistung auch 

dann (noch) angenommen werden kann, wenn ein 

Mehrbedarf wegen außerhäuslicher Pflege 

ausgeschlossen ist. 

 

 

FG Rheinland-Pfalz, Urt. v. 30.7.2019 – 5 K 2332/17 (DW20191103)
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STEUERLICHE 
VERBESSERUNGEN ZUR 
STÄRKUNG DES 
EHRENAMTES GEPLANT 
 

 

 

Das Niedersächsische Finanzministerium hat 

Änderungen zur Stärkung des Ehrenamtes 

bekannt gegeben, die in das sog. 

Jahressteuergesetz 2019 einfließen sollen.  

 

Danach soll die Übungsleiterpauschale  von 

2.400 € auf 3.000 € ansteigen. Diese betrifft 

diejenigen, welche als Übungsleiter, 

Betreuer, Ausbilder, Erzieher o. Ä. tätig sind.  

 

Wer sich ehrenamtlich engagiert und dafür 

eine Vergütung oder Entschädigung erhält, 

kann eine Ehrenamtspauschale in Höhe von 

840 € anstelle von 720 € im Jahr ansetzen, 

zum Beispiel für Tätigkeiten in kulturellen 

Einrichtungen oder Sportvereinen, soweit es 

sich dabei nicht um Übungsleitertätigkeiten 

handelt. 

 

Bei Spenden bis zu einem Betrag von 300 € 

(zuvor 200 €) reicht ein vereinfachter 

Spendennachweis wie z. B. eine 

Buchungsbestätigung, soweit alle 

notwendigen Informationen daraus 

ersichtlich sind. Selbiges gilt auch bei 

Spenden in Katastrophenfällen. 

 

Ein Verein, der wie ein normaler 

Gewerbebetrieb am Wirtschaftsleben 

teilnimmt, hat Körperschaft- und 

Gewerbesteuer zu zahlen. Allerdings besteht 

für die wirtschaftlichen Geschäftsbetriebe 

eine Einnahmen-Freigrenze von 35.000 €, 

welche jetzt auf 45.000 € angehoben werden 

soll.  

 

 

Niedersächsisches Finanzministerium, PM v. 5.9.2019 

(DW20191104) 

III. Bürokratieentlastungsgesetz auf den Weg gebracht 
Die Bundesregierung hat sich zum Ziel gesetzt, 

Bürokratie abzubauen und so die Wirtschaft dadurch 

auch finanziell zu entlasten. Dafür sind im 

Bürokratieabbaugesetz III verschiedene Maßnahmen 

vorgesehen. Zu den steuerlich interessanten 

Maßnahmen zählen: 

 

Gesundheitsförderung: Der Arbeitgeber kann – unter 

bestimmten Voraussetzungen – bis zu 500 € im Jahr 

steuerfrei leisten, um die Gesundheit und 

Arbeitsfähigkeit seiner Beschäftigten durch 

zielgerichtete betriebsinterne Maßnahmen der 

Gesundheitsförderung oder entsprechende 

Barleistungen für Maßnahmen externer Anbieter zu 

erhalten. Dieser Betrag soll auf 600 € je Arbeitnehmer 

im Kalenderjahr angehoben werden. 

 

Kurzfristige Beschäftigung: Zzt. ist eine 

Pauschalierung der Lohnsteuer mit 25 % bei kurzfristig 

beschäftigten Arbeitnehmern zulässig, wenn der 

durchschnittliche Arbeitslohn je Arbeitstag 72 € nicht 

übersteigt. Dieser Höchstbetrag soll auf 120 € 

angehoben werden. Außerdem soll der 

pauschalierungsfähige durchschnittliche Stundenlohn 

von 12 € auf 15 € erhöht werden. 

Gruppenunfallversicherung: Der Arbeitgeber kann die 

Beiträge für eine Gruppenunfallversicherung mit einem 

Pauschsteuersatz von 20 % erheben, wenn der 

steuerliche Durchschnittsbetrag ohne Versicherungs-

steuer 62 € im Kalenderjahr nicht übersteigt. Dieser 

Betrag soll auf 100 € im Jahr erhöht werden. 

 

Kleinunternehmerregelung: Die Umsatzsteuer wird von 

inländischen Unternehmern derzeit nicht erhoben, wenn 

der Umsatz im vergangenen Kalenderjahr die Grenze von 

17.500 Euro nicht überstiegen hat und 50.000 € im 

laufenden Kalenderjahr voraussichtlich nicht übersteigen 

wird. Die geplante Anhebung auf 22.000 € soll die seit der 

letzten Anpassung erfolgte allgemeine Preisentwicklung 

berücksichtigen. 

 

Zu den weiteren geplanten Abbaumaßnahmen gehören 

u. a. die Einführung der elektronischen Arbeits-

unfähigkeitsbescheinigung, Erleichterungen bei der 

Archivierung von elektronisch gespeicherten 

Steuerunterlagen, die Option eines digitalen 

Meldescheins im Beherbergungsgewerbe etc. 

Referentenentwurf eines III Bürokratieentlastungsgesetzes 

v. 9.9.2019 (DW20191101) 

 

Unbelegte Brötchen mit einem Heißgetränk sind steuerfreie Aufmerksamkeiten 

Erhalten Arbeitnehmer unentgeltliche oder verbilligte 

Speisen und Getränke durch den Arbeitgeber, kann 

dies zu steuerpflichtigem Arbeitslohn führen. 

Arbeitslohn liegt nach Auffassung des 

Bundesfinanzhofs in seiner Entscheidung vom 

3.7.2019 grundsätzlich aber nur vor, wenn der 

Arbeitgeber dem Arbeitnehmer eine „Mahlzeit“, wie 

ein Frühstück, Mittagessen oder Abendessen, 

unentgeltlich oder verbilligt zur Verfügung stellt. 

Im entschiedenen Fall stellte ein Arbeitgeber seinen 

 Arbeitnehmern unbelegte Brötchen und Rosinenbrot 

nebst Heißgetränken zum sofortigen Verzehr im 

Betrieb kostenlos bereit. Das Finanzamt sah dies als 

ein Frühstück an, das mit den amtlichen 

Sachbezugswerten zu versteuern ist. 

 

Das sah der BFH jedoch anders. Nach seiner 

Auffassung handelt es sich in einem solchen Fall um 

nicht steuerbare Aufmerksamkeiten. Unbelegte 

Brötchen sind auch in Kombination mit einem 

Heißgetränk noch kein „Frühstück“. Selbst für ein 

einfaches Frühstück muss wenigstens noch ein 

Aufstrich oder ein Belag hinzukommen. Die 

Überlassung der Backwaren nebst Heißgetränken 

dient lediglich der Ausgestaltung des Arbeitsplatzes 

und der Schaffung günstiger betrieblicher 

Arbeitsbedingungen und ist somit steuerfrei. 

 

BFH-PM Nr. 58 v. 19.9.2019. BFH-Urt. v. 3.7.2019 – VI R 36/17 

(DW20191109)
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Übergangsregelung bei Registrierkassen beschlossen 

Die Registrierkassen und PC-Kassensysteme, die 

von Unternehmen mit Bargeldeinnahmen genutzt 

werden, unterliegen als vorgelagerte Systeme der 

Buchführung denselben Aufzeichnungs- und 

Aufbewahrungspflichten wie die eigentlichen 

Buchführungssysteme. Aufgrund der neuen 

Regelungen sind die Anforderungen beim Einsatz 

elektronischer Registrierkassen stark gestiegen. 

Seit dem 1.1.2017 dürfen nur noch  

elektronische Registrierkassen verwendet werden, 

die eine dauerhafte Speicherung aller steuerlich 

relevanten Daten ermöglichen. 

Ab dem 1.1.2020 müssen die elektronischen 

Aufzeichnungssysteme und die digitalen 

Aufzeichnungen mit einer zertifizierten technischen 

Sicherheitseinrichtung geschützt sein. Nachdem die 

Sicherheitseinrichtung bis zum Beginn des neuen 

Jahres aber voraussichtlich noch nicht 

flächendeckend am Markt verfügbar sein wird, hat 

sich die Finanzverwaltung 

mit einem Beschluss auf Bund-Länder-Ebene auf 

eine zeitlich befristete Nichtbeanstandungs-

regelung bis 30.9.2020 verständigt 

 

Bayerisches Staatsministerium der Finanzen und für Heimat, 

PM Nr. 239 v. 25.9.2019 (DW2019110)  

 

Neue Regeln bei Steuererklärungsfristen und Verspätungszuschlägen 

Mit dem Gesetz zur Modernisierung des 

Besteuerungsverfahrens wurden neue Regeln bei 

den Steuererklärungsfristen und der Erhebung von 

Verspätungszuschlägen festgelegt. 

 

1. Steuererklärungsfristen: Während nach den 

alten „Fristenerlassen“ eine Fristverlängerung über 

den 31. Dezember des Folgejahres nur aufgrund 

begründeter Einzelanträge möglich ist, können die 

von der Regelung erfassten Steuererklärungen 

nunmehr vorbehaltlich einer „Vorabanforderung“ 

oder einer „Kontingentierung“ bis zum 28. Februar 

des Zweitfolgejahres abgegeben werden. Für nicht 

steuerlich beratene Steuerpflichtige wurde die Frist 

zur Abgabe der Steuererklärung von Ende Mai auf 

Ende Juli des Folgejahres verlängert.   

Bitte beachten Sie! Die neuen Regelungen sind 

erstmals für Besteuerungszeiträume, die nach dem 

31.12.2017 beginnen, und Besteuerungszeitpunkte, 

die nach dem 31.12.2017 liegen, anzuwenden.  Das 

betrifft also die Steuererklärungen 2018. 

 

2. Erhebung von Verspätungszuschlägen: Die 

Finanzbehörde muss – mit wenigen Ausnahmen – 

von Gesetzes wegen bei verspäteter Abgabe der 

Steuererklärungen einen Verspätungszuschlag 

erheben. Der Verspätungszuschlag beträgt für jeden 

angefangenen Monat der eingetretenen Verspätung 

0,25 % der um die Vorauszahlungen verminderten 

festgesetzten Steuer – mindestens jedoch 25 € für 

jeden angefangenen Monat. Die Neuregelung ist 

erstmals für Steuererklärungen anzuwenden, die 

nach dem 31.12.2018 einzureichen sind. 

 

Landesamt für Steuern Rheinland-Pfalz, PM v. 28.12.2017, Gleich lautende 

Erlasse der obersten Finanzbehörden der Länder vom 2.1.2018 über 

Steuererklärungsfristen (DW20190502)

 

Fahrtickets als steuerfreie Gehaltsbestandteile für Arbeitnehmer 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Arbeitgeber haben durch steuer- und 

sozialabgabenfreie Gehaltsbestandteile die 

Möglichkeit, ihren Arbeitnehmern mehr entgeltliche 

Vorteile zukommen zu lassen. Dazu gehören 

nunmehr auch Fahrtickets für öffentliche 

Verkehrsmittel. Diese gelten auch für Minijobber. 

 

Das Fahrticket  – sog. Jobtickets – gehört nicht zu 

den Sachbezügen mit der Monatsgrenze von 44 €, 

sondern kommt dem Arbeitnehmer zusätzlich zugute. 

Damit das Fahrticket steuerfrei zur Verfügung gestellt 

wird, muss es jedoch neben dem normalen 

Arbeitslohn erbracht werden, es darf demnach keine 

Gehaltsumwandlung vorliegen.  

 

Das Jobticket gilt für alle beruflichen, aber auch für 

private Fahrten mit Ausnahme bei IC, ICE, EC und 

Fernbussen und Luftverkehr. Begünstigt sind 

demnach grundsätzlich alle Angebote des 

öffentlichen Personennahverkehrs. Dies gilt selbst 

dann, wenn die Tickets übertragbar sind oder für 

Mitfahrer gelten. Eine individuelle Beförderung z. B. 

mit Taxis oder Charterbussen fällt nicht unter die 

Vergünstigung. 

Es gilt jedoch zu beachten, dass das Ticket auf die 

Entfernungspauschale in der Steuererklärung 

angerechnet wird, selbst wenn es tatsächlich gar 

nicht für die Fahrten zwischen Wohnung und 

Arbeitsstätte genutzt wird. Für wen sich die 

Entfernungspauschale steuerlich mehr lohnt und wer 

auf diese nicht verzichten will, der sollte 

gegebenenfalls auf das Fahrticket verzichten. 

 

Anmerkung: Mit dem Jahressteuergesetz 2020 

plant der Gesetzgeber eine Pauschalierungs-

möglichkeit mit einer Pauschalsteuer in Höhe von 25 

%, bei dem das Jobticket dann nicht mehr auf die 

Entfernungspauschale angerechnet wird. 

 

Bundesverband Lohnsteuerhilfevereine e.V. – PM v. 4.9.2019 

(DW20191106) 

 

Baukindergeld und Steuerermäßigung für Handwerkerleistungen

Die Gewährung von Baukindergeld ist für die 

Inanspruchnahme der Steuerermäßigung für 

Handwerkerleistungen unschädlich. Dies haben 

zwei Landesfinanzbehörden kürzlich klargestellt. 

Hintergrund: Für Handwerkerleistungen wegen 

Renovierung, Instandhaltung oder Modernisierung 

im Haushalt des Steuerpflichtigen wird eine 

Steuerermäßigung von 20 % auf den in der 

Rechnung ausgewiesenen Lohnkostenanteil 

gewährt, höchstens 1.200 €. Dieser 

Ermäßigungsbetrag wird unmittelbar von der Steuer 

abgezogen. Eine Steuerermäßigung für 

Handwerkerleistungen kommt allerdings dann nicht 

in Betracht, wenn es sich bei den Arbeiten um 

öffentlich geförderte Maßnahmen handelt, für die 

zinsverbilligte Darlehen oder steuerfreie Zuschüsse 

in Anspruch genommen werden. In diesem 

Zusammenhang stellen die Landesfinanzbehörden 

Schleswig-Holstein und Hamburg nun Folgendes 

klar: Mit dem Baukindergeld wird ausschließlich der 

erstmalige Erwerb von Wohneigentum oder die 

Neuanschaffung von Wohnraum gefördert. 

Handwerkerleistungen sind dagegen nicht Inhalt der 

über 10 Jahre ausgezahlten Förderung. Im 

 



 

4 NOVEMBER | DEZEMBER 2019 

Unterschied zu anderen Förderprogrammen der 

KfW-Bankengruppe für investive Maßnahmen der 

Bestandssanierung schließt die Gewährung von 

Baukindergeld daher eine Inanspruchnahme der 

Steuermäßigung für Handwerkerleistungen nicht 

aus.                                   nwb Die Mandanteninformation 6/2019
 

Gesetzespaket zur Reform der Grundsteuer verabschiedet 

Die Bundesregierung hat sich bei der Reform der 

Grundsteuer auf ein Gesetzespaket geeinigt, das den 

Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts gerecht 

werden soll. Der Bundestag hat am 18.10.2019 das 

Gesetzespaket verabschiedet. Der Bundesrat 

stimmte dem Gesetz am 8.11.2019 zu. 

 

Die Praxis, wonach die Grundsteuer für Häuser und 

unbebaute Grundstücke anhand von (überholten) 

Einheitswerten berechnet wird, hat das 

Bundesverfassungsgericht im Jahr 2018 als 

verfassungswidrig erklärt und eine Neuregelung bis 

Ende 2019 gefordert. Hauptkritikpunkt war, dass die 

zugrunde gelegten Werte die tatsächliche 

Wertentwicklung nicht mehr in ausreichendem Maße 

widerspiegeln. 

 Bei der Neuregelung bleibt zunächst das heutige 

dreistufige Verfahren – Bewertung, 

Steuermessbetrag, kommunaler Hebesatz – 

erhalten. Erstmals ab 1.1.2022 erfolgt die 

Bewertung der Grundstücke nach neuem Recht. 

 Bei der Ermittlung der Grundsteuer für 

Wohngrundstücke werden fünf Parameter auf 

die Berechnung Einfluss haben: 

Grundstücksfläche, Bodenrichtwert, Immobilien-

art, Alter des Gebäudes, Mietniveaustufe.  

 Anders als bei Wohngrundstücken orientiert sich 

bei Gewerbegrundstücken die Grundsteuer am 

vereinfachten Sachwertverfahren, das für die 

Wertermittlung auf die gewöhnlichen 

Herstellungskosten für die jeweilige Gebäudeart 

und den Bodenrichtwert abstellt. Hier entfallen 

zahlreiche bisher erforderliche Kriterien, wie z. B. 

Höhe des Gebäudes, Heizungsart, Art der 

Verglasung der Fenster usw. 

 Bei der Bewertung eines Betriebs der Land- und 

Forstwirtschaft (Grundsteuer A) bleibt es beim 

Ertragswertverfahren, das jedoch vereinfacht 

und typisiert wird. 

 Die sog. „Grundsteuer C“, für die die Gemeinden 

für unbebaute, aber baureife Grundstücke 

einen erhöhten Hebesatz festlegen können, soll 

dabei helfen, Wohnraumbedarf künftig schneller 

zu decken.  

 Die heutigen Steuermesszahlen werden so 

abgesenkt, dass die Reform aufkommensneutral 

ausfällt. 

Die Bundesländer können über eine sog. 

„Öffnungsklausel“ bis zum 31.12.2024 vom 

Bundesrecht abweichende Regelungen vorbereiten. 

Dieses Modell setzt an der Fläche der Grundstücke 

und der vorhandenen Gebäude an. Die Werte der 

Grundstücke und der Gebäude bleiben dabei 

unberücksichtigt. Im Ergebnis kann das 

Flächenmodell dazu führen, dass für Immobilien, die 

zwar ähnliche Flächen aufweisen, sich im Wert aber 

deutlich unterscheiden, ähnliche Grundsteuer-

zahlungen fällig werden.  

 

Die Neuregelungen zur Grundsteuer – entweder 

bundesgesetzlich oder landesgesetzlich – gelten 

dann ab 1.1.2025. 

 

Bundesregierung, PM v. 24.6.2019, BR-Drs. 499/19 v. 18.10.2019, 

BR-Drs v. 503/19 v. 18.10.2019 (DW20190813) 

 

Überlegungen und Handlungsbedarf zum Jahresende 2019 

Geschenke an Geschäftsfreunde: „Sach-

zuwendungen“ an Kunden bzw. Geschäftsfreunde 

dürfen als Betriebsausgaben abgezogen werden, 

wenn die Kosten der Gegenstände pro Empfänger 

und Jahr 35 € ohne Umsatzsteuer (falls der 

Schenkende zum Vorsteuerabzug berechtigt ist) 

nicht übersteigen.  

Ist der Betrag höher oder werden an einen 

Empfänger im Wirtschaftsjahr mehrere Geschenke 

überreicht, deren Gesamtkosten 35 € übersteigen, 

entfällt die steuerliche Abzugsmöglichkeit in vollem 

Umfang. Eine Ausnahme sind Geschenke bis 10 €. 

Hier geht der Fiskus davon aus, dass es sich um 

Streuwerbeartikel handelt. Hierfür entfällt auch die 

Aufzeichnungspflicht der Empfänger.  

Der Zuwendende darf aber Aufwendungen von bis zu 

10.000 € im Jahr pro Empfänger mit einem 

Pauschalsteuersatz von 30 % (zzgl. Soli-Zuschlag 

und pauschaler Kirchensteuer) versteuern.  

Der Aufwand stellt jedoch keine Betriebsausgabe 

dar!  

Der Empfänger ist von der Steuerübernahme zu 

unterrichten.  

Geschenke an Geschäftsfreunde aus ganz 

persönlichem Anlass (Geburtstag, Hochzeit und 

Hochzeitsjubiläen, Kindergeburt, Geschäftsjubiläum) 

im Wert bis 60 € müssen nicht pauschal besteuert 

werden. Das gilt auch für Geschenke an 

Arbeitnehmer (siehe folgenden Beitrag). Übersteigt 

der Wert für ein Geschenk an Geschäftsfreunde 

jedoch 35 €, ist es nicht als Betriebsausgabe 

absetzbar! 

Geschenke an Arbeitnehmer: Will der Arbeitgeber 

seinen Arbeitnehmern neben den üblichen 

Zuwendungen (Blumen o. Ä.) auch ein Geschenk z. 

B. zum Jahresende überreichen, kann er auch die 

besondere Pauschalbesteuerung nutzen.  

Geschenke an Mitarbeiter können danach bis zu 

einer Höhe von 10.000 € pro Jahr bzw. pro 

Arbeitnehmer vom Arbeitgeber mit 30 % (zzgl. Soli-

Zuschlag und pauschaler Kirchensteuer) pauschal 

besteuert werden. Sie sind allerdings 

sozialversicherungspflichtig. Der Arbeitgeber kann 

die Aufwendungen als Betriebsausgaben 

ansetzen. 

Weihnachts-/Betriebsfeier: Zuwendungen für 

Betriebsveranstaltungen wie „Weihnachtsfeiern“ 

bleiben bis zu einem Betrag in Höhe von 110 € 

steuerfrei, auch wenn der Betrag pro Veranstaltung 

und Arbeitnehmer überschritten wird. Nur der 

überschrittene Betrag ist dann steuer- und 

sozialversicherungspflichtig.  

Zu den Zuwendungen gehören alle Aufwendungen 

des Arbeitgebers einschließlich Umsatzsteuer 

unabhängig davon, ob sie einzelnen Arbeitnehmern 

zurechenbar sind oder ob es sich um den 

rechnerischen Anteil an den Kosten der 

Betriebsveranstaltung handelt, die der Arbeitgeber 

gegenüber Dritten für den äußeren Rahmen der 

Betriebsveranstaltung aufwendet. 

Beispiel: Die Aufwendungen für eine 

Betriebsveranstaltung betragen 10.000 €. Der 

Teilnehmerkreis setzt sich aus 75 Arbeitnehmern 

zusammen, von denen 25 von je einer Person 

begleitet werden. Die Aufwendungen sind auf 100 

Personen zu verteilen, sodass auf jede Person ein 

geldwerter Vorteil von 100 € entfällt.  

Sodann ist der auf die Begleitperson entfallende 

geldwerte Vorteil dem jeweiligen Arbeitnehmer 

zuzurechnen. 50 Arbeitnehmer haben somit einen 

geldwerten Vorteil von 100 €, der den Freibetrag von 

110 € nicht übersteigt und daher nicht steuerpflichtig 

ist.  

Bei 25 Arbeitnehmern beträgt der geldwerte Vorteil 

200 €. Nach Abzug des Freibetrags von 110 € ergibt 

sich für diese Arbeitnehmer ein steuerpflichtiger 

geldwerter Vorteil von jeweils 90 €. Er bleibt dann 

sozialversicherungsfrei, wenn ihn der Arbeitgeber mit 

25 % pauschal besteuert.  

Bitte beachten Sie: Eine begünstigte Weihnachts-

/Betriebsveranstaltung liegt nur dann vor, wenn sie 

allen Angehörigen des Betriebs oder eines 

Betriebsteils grundsätzlich offensteht. Eine 

Betriebsveranstaltung wird als „üblich“ eingestuft, 

wenn nicht mehr als zwei Veranstaltungen jährlich 

durchgeführt werden. Auf die Dauer der einzelnen 
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Veranstaltung kommt es nicht an. Demnach können 

auch mehrtägige Betriebsveranstaltungen begünstigt 

sein. 

Sonderabschreibung für kleine und mittlere 

Unternehmen: Kleine und mittlere Unternehmen 

profitieren von der Sonderabschreibung von bis zu 20 

%. Werden bewegliche Wirtschaftsgüter wie z. B. 

Maschinen angeschafft, können – unter weiteren 

Voraussetzungen – im Jahr der Anschaffung oder 

Herstellung sowie in den folgenden vier 

Wirtschaftsjahren zur normalen Abschreibung 

zusätzlich Sonderabschreibungen in Höhe von 

insgesamt bis zu 20 % in Anspruch genommen 

werden.  

Der Unternehmer kann entscheiden, in welchem Jahr 

er wie viel Prozent der Sonderabschreibung 

beanspruchen will und damit die Höhe des Gewinns 

steuern. Die für die Inanspruchnahme der 

Vergünstigung relevanten Betriebsvermögens-

grenzen betragen bei Bilanzierenden 235.000 € bzw. 

der Wirtschaftswert bei Betrieben der Land- und 

Forstwirtschaft 125.000 €; die Gewinngrenze bei 

Einnahme-Überschuss-Rechnern beträgt 100.000 €.  

Investitionsabzugsbetrag in Anspruch nehmen - 

wenn sinnvoll: Für neue oder gebrauchte 

bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens, 

die Steuerpflichtige anschaffen oder herstellen 

wollen, können sie – unter weiteren Voraussetzungen 

wie z. B. der betrieblichen Nutzung zu mindestens 

90 % und Einhaltung bestimmter 

Betriebsgrößenmerkmalen bzw. Gewinngrenzen (wie 

bei der Sonderabschreibung) – bis zu 40 % der 

voraussichtlichen Anschaffungs- oder 

Herstellungskosten steuerlich gewinnmindernd 

abziehen. Der Abzugsbetrag darf im Jahr der 

Inanspruchnahme und den drei Vorjahren 200.000 € 

je Betrieb nicht übersteigen.  

Nach wie vor gilt: Die Berücksichtigung des 

Investitionsabzugsbetrags ist in dem Wirtschaftsjahr 

rückgängig zu machen, in dem der Abzug erfolgt ist, 

wenn die geplanten Investitionen unterbleiben. Dafür 

werden bestandskräftige Bescheide korrigiert und es 

entstehen Zinsaufwendungen! 

 Investitionsabzugsbetrag nach Außen-

prüfung: Die Steuervergünstigung kann zur 

Kompensation eines Steuermehrergebnisses 

der Außenprüfung eingesetzt werden. 

 Investitionsabzugsbetrag für einen 

betrieblichen Pkw: Unter weiteren 

Voraussetzungen kann der Investitions-

abzugsbetrag auch für einen Pkw in Anspruch 

genommen werden.  

Der Nachweis der über 90%igen betrieblichen 

Nutzung ist über ein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch 

zu führen. Wird das Fahrzeug ausschließlich seinen 

Arbeitnehmern zur Verfügung gestellt – dazu zählen 

auch angestellte GmbH-Geschäftsführer –, handelt 

es sich um eine 100%ige betriebliche Nutzung. 

 

Ernst Röbke Verlag (DW201912) Eigener Beitrag 

 

 

Geplante Behandlung des Ausfalls einer Kapitalforderung

Der Bundesfinanzhof hat in seinem Urteil vom 

24.10.2017 entschieden, dass der endgültige Ausfall 

einer Kapitalforderung in der privaten Vermögens-

sphäre nach Einführung der Abgeltungsteuer zu 

einem steuerlich anzuerkennenden Verlust führt. Er 

leitet seine Auffassung daraus ab, dass mit der 

Einführung der Abgeltungsteuer eine vollständige 

steuerrechtliche Erfassung aller Wertveränderungen 

im Zusammenhang mit Kapitalanlagen erreicht 

werden sollte. 

Diese Auffassung des BFH entspricht nach der 

Gesetzesbegründung im Entwurf eines Jahres-

steuergesetzes 2019 (JStG) nicht der Intention des 

Gesetzgebers.  

Mit einer Ergänzung der steuerlichen Regelung will er 

klarstellen, dass insbesondere der durch den Ausfall 

einer Kapitalforderung oder die Ausbuchung einer 

Aktie entstandene Verlust steuerlich nicht mehr zum 

Tragen kommt. 

Grundsätzlich gehört zu den Einkünften aus 

Kapitalvermögen auch der Gewinn aus der 

Veräußerung der Einkunftsquellen, die zu laufenden 

Einkünften führen. Als Veräußerung gilt zudem die 

Einlösung, Rückzahlung, Abtretung oder verdeckte 

Einlage in eine Kapitalgesellschaft. Der Wertverfall 

erfüllt nach Auffassung des Gesetzgebers diese 

Merkmale gerade nicht. Deshalb muss er eine 

Berücksichtigung des wertlosen Verfalls des 

Vermögensstamms bei den Einkünften aus 

Kapitalvermögen nicht vorsehen.  

Anmerkung: In seiner Stellungnahme vom 

20.9.2019 stellt der Bundesrat fest, dass die 

Änderungen steuersystematisch nicht gerechtfertigt 

sind und zudem auf verfassungsrechtliche Bedenken 

stoßen. Über die gewünschten Einschränkungen 

hinaus werden mit der geplanten Änderung auch 

weitere, bisher in den Anwendungsbereich der 

Abgeltungsteuer fallende Vorgänge zukünftig von 

einer steuerlichen Berücksichtigung ausgeschlossen 

(z. B. Verkauf notleidender Forderungen). Betroffene 

Steuerpflichtige sollten sich im Idealfall vor 

Inkrafttreten des Gesetzes steuerlich beraten lassen, 

um im Bedarfsfalle handeln zu können. 

 

EStG § 20 Abs. S. 3 Nr. 1, 2, 4 JStG 2019, BFH, Urt. v. 24.10.2017, 

VIII R 13/15 (DW20191107b)

 

Bundesregierung beschließt weitgehende Abschaffung des Solidaritätszuschlag

Die Bundesregierung hat am 21.8.2019 den Entwurf 

eines Gesetzes zur weitgehenden Abschaffung des 

Solidaritätszuschlags beschlossen.  

Damit soll von 2021 an der Solidaritätszuschlag für 

rund 90 % der bisherigen Zahler wegfallen. Für 

weitere 6,5 % soll der Zuschlag zumindest in Teilen 

wegfallen. 

Wesentlicher Inhalt des Gesetzentwurfs: 

 Die Freigrenze, bis zu der kein 

Solidaritätszuschlag anfällt, soll von heute 972 € 

bzw. 1.944 € (Einzel- bzw. Zusammen-

veranlagung) auf 16.956 € bzw. 33.912 € 

(Einzel- bzw. Zusammenveranlagung) der 

Steuerzahlung angehoben werden. Dies 

bedeutet nach Berechnungen des 

Bundesfinanzministeriums, dass im 

Veranlagungszeitraum 2021 bis zu einem zu 

versteuernden Einkommen von 61.717 € 

(Alleinstehende) bzw. 123.434 € (Verheiratete) 

kein Solidaritätszuschlag mehr fällig wird. 

 An die o.g. Freigrenze soll sich eine sog. 

Milderungszone anschließen.  

 

Damit soll verhindert werden, dass sofort auf den 

vollen Steuerbetrag Solidaritätszuschlag erhoben 

wird. Die Milderungszone soll für zu versteuernde 

Einkommen bis 96.409 € (Alleinstehende) bzw. 

192.818 € (Verheiratete) gelten. 

Hinweis: Auf die Körperschaftsteuer von 

Kapitalgesellschaften (also insbesondere GmbHs 

und AGs) soll der Solidaritätszuschlag unverändert 

erhoben werden. 

Das Gesetz muss noch vom Bundestag 

verabschiedet werden. Einer Zustimmung des 

Bundesrates bedarf es nicht. 
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Steuerliche Maßnahmen zur Erreichung der Klimaschutzziele bis 2030 

Ein breites Maßnahmenbündel aus Innovationen, 

Förderung, gesetzlichen Standards und 

Anforderungen sowie einer Bepreisung von 

Treibhausgasen soll dazu beitragen, die 

vorgegebenen Klimaschutzziele zu erreichen.  

Dazu sind auch steuerliche Maßnahmen über das 

Gesetz zur Umsetzung des Klimaschutzprogramms 

2030 im Steuerrecht vorgesehen, die die Lenkwirkung 

zur Zieleerreichung verstärken soll. Dazu gehören u. 

a.: 

 

 Anhebung der Entfernungspauschale ab 2021 

für Fernpendler ab dem 21sten km auf 0,35 €, 

befristet bis zum 31.12.2026. 

 Einführung einer Mobilitätsprämie auf Antrag in 

Höhe von 14 % der erhöhten Pendlerpauschale für 

Steuerpflichtige, deren zu versteuerndes 

Einkommen unter dem Grundfreibetrag liegt. 

 Technologieoffene steuerliche Förderung 

energetischer Gebäudesanierungsmaßnahmen 

ab 2020. Durch einen Abzug von der Steuerschuld 

soll gewährleistet werden, dass Gebäudebesitzer 

aller Einkommensklassen gleichermaßen von der 

Maßnahme profitieren. Gefördert werden 

Einzelmaßnahmen wie der Einbau neuer Fenster 

oder die Dämmung von Dächern und 

Außenwänden. Demnach können Steuerpflichtige, 

die z. B. alte Fenster durch moderne 

Wärmeschutzfenster ersetzen, ihre Steuerschuld 

– verteilt über 3 Jahre  – um 20 % (1. + 2. Jahr 7 

%, 3. Jahr 6 %) der Kosten mindern. 

 Verlängerung der Dienstwagenregelung für die 

Nutzung eines batterieelektrischen Fahrzeuges 

oder eines Plug-in-Hybrid-Fahrzeuges bis 2030. 

Die Dienstwagensteuer soll zukünftig darüber 

hinaus für reine Elektrofahrzeuge bis zu einem 

Preis von 40.000 € von 0,5 % auf 0,25 % 

abgesenkt werden. Zudem verlängert sich die Kfz-

Steuerbefreiung zum 31.12.2025. Die auf 10 Jahre 

befristete Dauer der Steuerbefreiung wird bis 

31.12.2030 begrenzt. 

 Verlängerung der Kaufprämie ab 2021 für Pkw 

mit Elektro-, Hybrid- und Wasserstoff-

/Brennstoffzellenantrieb bis Ende 2025 und 

Anhebung der Prämie für Autos unter 40.000 € von 

4.000 € auf 6.000 € für rein elektrisch betriebene 

Pkw und von 3.000 € auf 4.500 € für sog. Plug-in-

Hybride. Reine E-Autos mit einem Listenpreis über 

40.000 € sollen künftig mit 5.000 € und Plug-in-

Hybride mit 4.000 € bezuschusst werden. Pkws, 

die mehr als 65.000 € kosten, werden nicht 

gefördert. 

 Stärkere Ausrichtung der Kfz-Steuer an den CO2-

Emissionen bei Neuwagenzulassungen ab 

1.1.2021. 

 Erhöhung der Luftverkehrsabgabe zum 1.4.2020 

und Reduzierung der Mehrwertsteuer auf 

Bahnfahrkarten im Fernverkehr von 19 % auf 7 %. 

Neben den steuerlichen Maßnahmen sind eine große 

Anzahl an Regelungen zur Verbesserung des 

Klimaschutzes wie z. B. die Einführung eines 

Emissionshandels, eine Bundesförderung für effiziente 

Gebäude, eine Austauschprämie mit einem 

Förderanteil von 40 % für ein neues, effizienteres 

Heizsystem, die Senkung der Stromkosten u. v. m. 

vorgesehen.  

Über die einzelnen Regelungen werden wir Sie bei 

Vorliegen detaillierter Informationen unterrichten. 

 

BMF-PM v. 16.10.2019, BR-Drs. 514/19 v. 17.10.2019, BR-Drs. 

515/19 v. 17.10.2019 (DW20191203)

 

ERWEITERTE KÜRZUNG BEI VERMIETUNG VON BETRIEBSVORRICHTUNGEN 

Die erweiterte Kürzung bei der Gewerbesteuer für 

grundstücksverwaltende Kapitalgesellschaften 

wird nicht gewährt, wenn neben dem Grundstück 

auch sog. Betriebsvorrichtungen vermietet werden, 

d. h. Vorrichtungen, die unmittelbar der Ausübung 

eines Gewerbes dienen. Bei der Vermietung eines 

Hotels ist daher die Mitvermietung einer 

Bierkühlanlage, von Kühlräumen und Kühlmöbeln 

für Theken- und Buffetanlagen gewerbesteuerlich 

schädlich. 

Hintergrund: Gesellschaften, die nur aufgrund 

ihrer Rechtsform oder ihrer gewerblichen Prägung 

gewerbesteuerpflichtig sind, tatsächlich aber nur 

eigenen Grundbesitz verwalten und nutzen, 

können eine sog. erweiterte Gewerbesteuer-

kürzung beantragen. Der Ertrag aus der 

Grundstücksverwaltung und -nutzung unterliegt 

dann nicht der Gewerbesteuer. Relevant ist dies 

insbesondere für GmbHs und für gewerblich 

geprägte GmbH & Co. KGs, die Immobilien 

vermieten. 

Sachverhalt: Die Klägerin war eine GmbH, die 

ausschließlich ein Hotelgrundstück vermietete. Die 

Vermietung umfasste auch eine Bierkeller-

kühlanlage, Kühlräume und Kühlmöbel für Theken- 

und Buffetanlagen; von der Pacht entfielen  

1,14 % auf diese Anlagen und Möbel. Die Klägerin 

machte die erweiterte Kürzung geltend, die das 

Finanzamt nicht anerkannte. 

Entscheidung: Der Bundesfinanzhof (BFH) wies die 

hiergegen gerichtete Klage in letzter Instanz ab: 

 Die erweiterte Kürzung wird nur gewährt, wenn 

ausschließlich eigener Grundbesitz verwaltet 

wird. Unschädlich ist nebenher nur die 

Verwaltung eigenen Kapitalvermögens. 

 Zum Grundbesitz gehören der Grund und Boden 

sowie das Gebäude, die sonstigen Bestandteile 

und das Zubehör, nicht aber Betriebs-

vorrichtungen. Dabei handelt es sich um 

Vorrichtungen, die zwar zivilrechtlich zum 

Grundstück gehören, mit denen aber unmittelbar 

ein Gewerbe ausgeübt wird. 

 Die mitverpachteten Vorrichtungen wie 

Bierkellerkühlanlage, Kühlräume und Kühlmöbel 

für Theken- und Buffetanlagen sind 

Betriebsvorrichtungen. Denn sie dienen dem 

Betrieb eines Hotels, weil sie die Bewirtung der 

Hotelgäste mit kühlen Getränken und 

Nahrungsmitteln ermöglichen. Diese 

Vorrichtungen dienen also nicht einer vom 

Hotelbetrieb unabhängigen Gebäudenutzung. 

 Unbeachtlich ist, dass vorliegend lediglich 

1,14 % der Mieteinnahmen auf die 

Betriebsvorrichtungen entfielen. Denn das 

Gesetz enthält keine Bagatellgrenze. 

Hinweise: Der BFH ließ offen, ob die erweiterte 

Kürzung dann zu gewähren wäre, wenn es erst 

aufgrund der Nutzung der Gegenstände durch den 

Mieter zu Betriebsvorrichtungen gekommen wäre. 

Im Streitfall hat die Klägerin das Gebäude als Hotel 

konzipiert, so dass von vornherein feststand, dass 

die mitvermieteten Vorrichtungen 

Betriebsvorrichtungen im Rahmen eines 

Hotelbetriebs sein würden. 

 

Um die erweiterte Kürzung durch eine Mitvermietung 

von Betriebsvorrichtungen nicht zu gefährden, kann 

es ratsam sein, zwei Vermietungsgesellschaften zu 

gründen: Eine Gesellschaft vermietet nur das 

Grundstück einschließlich Gebäude und erhält die 

erweiterte Kürzung, während die andere 

Gesellschaft die Betriebsvorrichtungen vermietet 

und Gewerbesteuer zahlen muss. Unschädlich ist es 

auch, wenn der Mieter die Betriebsvorrichtungen 

einbaut, also nicht anmietet. 
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Kein Spekulationsgewinn bei Enteignung 

Eine Enteignung kann nicht zu einem 

steuerpflichtigen Spekulationsgewinn führen. Hierfür 

fehlt es an einer willentlichen Veräußerung. 

Hintergrund: Ein steuerpflichtiger Spekulations-

gewinn bei Immobilien entsteht bei einem 

Grundstück, wenn das Grundstück innerhalb von 

zehn Jahren nach seiner Anschaffung veräußert 

wird. 

Sachverhalt: Der Kläger war zur Hälfte 

Miteigentümer eines Grundstücks. Im Jahr 2005 

erwarb er im Zwangsversteigerungsverfahren die 

andere Hälfte hinzu und war damit Alleineigentümer. 

Im Jahr 2008 erließ die Gemeinde einen sog. 

Sonderungsbescheid, durch den der Kläger aus 

Gründen des Liegenschaftsrechts enteignet wurde. 

Im Jahr 2009 erhielt der Kläger eine Entschädigung 

von der Gemeinde in Höhe von 600.000 €, die 

hinsichtlich des im Jahr 2005 hinzuerworbenen 

Miteigentumsanteils zu einem Gewinn von ca. 

175.000 € führte, der nach Auffassung des 

Finanzamts als Spekulationsgewinn steuerpflichtig 

war. 

Entscheidung: Der Bundesfinanzhof (BFH) gab der 

hiergegen gerichteten Klage statt: 

 Ein Spekulationsgewinn bei Grundstücken setzt 

eine Anschaffung und eine Veräußerung 

innerhalb von zehn Jahren voraus. Damit sind ein 

entgeltlicher Erwerb und eine entgeltliche 

Veräußerung gemeint. 

 Sowohl der Erwerb als auch die Veräußerung 

müssen willentlich erfolgen, also vom Willen des 

Steuerpflichtigen abhängen. Denn die 

Steuerpflicht von Spekulationsgewinnen soll die 

wirtschaftliche Betätigung des Steuerpflichtigen 

erfassen. 

 Zwar erfolgte der Erwerb eines hälftigen 

Miteigentumsanteils im Zwangsversteigerungs-

verfahren im Jahr 2005 willentlich; denn der 

Kläger hat willentlich ein Meistgebot abgegeben. 

Die Enteignung durch die Gemeinde war jedoch 

keine willentliche Veräußerung, da Enteignungen 

entweder ohne oder aber gegen den Willen des 

Eigentümers durchgeführt werden. Der Gewinn 

ist daher nicht steuerpflichtig. 

Hinweis: Anders ist die Rechtslage, wenn es sich um 

ein betriebliches Grundstück handelt. Hier wäre die 

Entschädigung als Betriebseinnahme zu erfassen; 

denn bei Unternehmern setzt die Steuerpflicht eine 

bloße Gewinnverwirklichung voraus, ohne dass es 

auf den Willen des Unternehmers ankommt. 
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Keine Erfassung von Sonderbetriebsausgaben im Folgejahr 

Sonderbetriebsausgaben, die im Jahr ihrer 

Entstehung und Bezahlung nicht gewinnmindernd 

gebucht werden, können nicht in einem Folgejahr 

gewinnmindernd erfasst werden. Dies gilt auch dann, 

wenn die Ausgaben aus Privatmitteln im Wege einer 

Einlage bezahlt wurden. Die Einlage kann nicht im 

Wege des sog. Bilanzen Zusammenhangs 

nachgeholt werden. 

 

Hintergrund: Gesellschafter einer unternehmerisch 

tätigen Personengesellschaft können Auf-

wendungen, die ihnen im Zusammenhang mit ihrer 

Beteiligung entstehen, als sog. Sonder-

betriebsausgaben gewinnmindernd geltend machen. 

Der Aufwand wird in der Sonderbetriebsgewinn- und 

verlustrechnung berücksichtigt und mindert das 

Kapital in der Sonderbilanz des Gesellschafters. 

Streitfall: Die Klägerin war eine KG, an der 

ursprünglich E und F als Kommanditisten beteiligt 

waren. Im Jahr 2008 kam es zu Streitigkeiten 

zwischen E und F, sodass F eine 

Rechtsanwaltskanzlei mit der Wahrnehmung ihrer 

Kommanditistenrechte beauftragte. Die Kanzlei 

stellte der F im Jahr 2008 eine Rechnung, die F noch 

im selben Jahr aus privaten Mitteln bezahlte. Weder 

die Rechnung noch die Bezahlung wurden in der 

Sonderbilanz der F erfasst. Im Jahr 2009 machte die 

KG die Rechtsanwaltskosten als Sonderbetriebs-

ausgaben der F geltend. Das Finanzamt erkannte 

den Aufwand nicht an. 

 

Entscheidung: Der BFH wies die Klage ab: 

 Zwar sind die Rechtsanwaltskosten grundsätzlich 

Sonderbetriebsausgaben, da sie durch die 

gesellschaftsrechtliche Auseinandersetzung der 

F mit ihrem damaligen Mitgesellschafter E 

verursacht worden sind. 

 Die Aufwendungen sind jedoch im Jahr 2008 

entstanden und hätten daher im Jahr 2008 als 

Sonderbetriebsausgaben geltend gemacht 

werden müssen. Sie können im Jahr 2009 nicht 

mehr berücksichtigt werden. 

 Die nachträgliche Berücksichtigung im Jahr 2009 

ist auch nicht im Wege des sog. formellen 

Bilanzen Zusammenhangs möglich. Danach 

können Bilanzierungsfehler eines Vorjahres im 

ersten verfahrensrechtlich noch offenen Folgejahr 

nachgeholt worden. Dies setzt voraus, dass ein 

Bilanzposten fehlerhaft war; im Jahr 2008 gab es 

aber keinen Bilanzierungsfehler. 

Die Rechtsanwaltskosten hätten zwar zunächst 

im Wege der Passivierung einer Verbindlichkeit 

zum 31.12.2008 gewinnmindernd erfasst werden 

müssen; die Verbindlichkeit wäre aber nach der 

Bezahlung noch im Jahr 2008 wieder 

weggefallen, so dass zum 31.12.2008 keine 

Verbindlichkeit zu passivieren war. 

 

Hinweise: Das Urteil macht deutlich, dass 

Gesellschafter einer Personengesellschaft recht-

zeitig prüfen sollten, ob sie im laufenden Jahr 

Aufwendungen, die durch ihre Beteiligung veranlasst 

sind, getragen haben. Diese Aufwendungen müssen 

dann im laufenden Jahr als Sonderbetriebsausgaben 

geltend gemacht werden. Eine Nachholung in einem 

Folgejahr kommt nicht mehr in Betracht, wenn die 

Aufwendungen bis zum Bilanzstichtag bezahlt 

worden sind. 

Die Sonderbetriebsausgaben werden im Rahmen der 

Feststellung der Einkünfte der Personengesellschaft 

festgestellt. Sie werden nur demjenigen 

Gesellschafter zugerechnet, der sie getragen hat. 
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Änderung des Teilzeit- und Befristungsgesetzes durch Artikel 10 zum 22.11.2019 

Grundsätzlich sollte der Arbeitgeber (bei Abrufarbeit, 

Arbeit nach Bedarf, Bedarfsarbeit) laut dem 

derzeitigen § 12 TzBfG 2018 eine bestimmte Dauer 

der täglichen oder wöchentlichen Arbeitszeit im 

Arbeitsvertrag festlegen. Hat er dies nicht, galt bis 

Ende 2018 Folgendes: Hat der Arbeitgeber die zu 

leistenden Tages- oder Wochenarbeitsstunden nicht 

festgelegt, so wurde eine Wochenarbeitszeit von 

zehn Stunden fingiert. 

Hinweis: Ab 2019 gilt dies nun nicht mehr. Im § 12 

II 3 TzBfG 2019 wurde sogar eine vereinbarte 

Wochenarbeitszeit von 20 Stunden fingiert. Der 

Gesetzgeber möchte damit bezwecken, dass 

vertragliche Regelungen geschlossen werden.  

Das bedeutet, dass im Falle einer fehlenden 

wöchentlichen Arbeitszeitregelung immer 20 

Wochenarbeitsstunden als vereinbart gelten. Dies 

hat Sozialversicherungspflicht bei geringfügig 

Beschäftigten und damit einhergehend empfindliche 

Sozialversicherungsnachzahlung zur Konsequenz. 

Arbeitgeber sind deshalb dringend aufgefordert, die 

bestehenden Verträge anzupassen.          Eigener Beitrag  
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29.01.2020 

Sozialversicherungsbeiträge 

 

KANZLEI CHAM 

Goethestraße 8 | 93413 Cham 

Telefon:    09971 8519-0 

eMail:       cham@jgp.de 

 

Website:   www.jgp.de 

 

Amtsgericht Regensburg: PR 89 

Sitz: Cham 

 

ZUSTÄNDIGE KAMMER 

Steuerberaterkammer Nürnberg 

Dürrenhofstraße 4 | 90402 Nürnberg 

www.steuerberaterkammer-nbg.de 

 

Rechtsanwaltskammer Nürnberg 

Fürther Straße 115 | 90429 Nürnberg 

www.rak-nbg.de 

 

Wirtschaftsprüfer-Kammer Berlin 

Rauchstraße 26 | 10787 Berlin 

www.wpk.de 

 

KANZLEI KELHEIM 

Pfarrhofgasse 2 | 93309 Kelheim 

Telefon:    09441 6765-0 

eMail:       kelheim@jgp.de 

 

 

KANZLEI VIECHTACH 

Schmidstraße 16 | 94234 Viechtach 

Telefon:    09942 9471-0 

eMail:       viechtach@jgp.de 

 

 

 

 

 

 

ZUSTÄNDIGE KAMMER 

Steuerberaterkammer München 

Nederlinger Straße 9 | 80638 München 

www.stbk-muc.de 

 

Rechtsanwaltskammer München 

Tal 33 | 80331 München 

www.rechtsanwaltskammer-muenchen.de 

 
 

 

 

 

KANZLEI OBERVIECHTACH 

Zum Bahnhof 8 | 92526 Oberviechtach 

Telefon:    09671 9206-0 

eMail:       oberviechtach@jgp.de 

 

BASISZINSSATZ (§ 247 Abs. 1 BGB) 
 

seit 01.07.2016 

01.01.2015 – 30.06.2016 

01.07.2014 – 31.12.2014 

01.01.2014 – 30.06.2014 

 

=  - 0,88 % 

=  - 0,83 % 

=  - 0,73 % 

=  - 0,63 % 

 

Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter 

www.bundesbank.de  „Basiszinssatz“ 

 

VERZUGSZINSSATZ (§ 288 BGB) 
 

Rechtsgeschäft mit Verbraucher: 

 

Rechtsgeschäft mit Nichtverbraucher:  

 abgeschlossen bis 28.07.2014: 
 abgeschlossen ab 29.07.2014: 
 

 

Basiszinssatz + 5-%-Punkten 

 

 

Basiszinssatz + 8-%-Punkten 

Basiszinssatz + 9-%-Punkten 

zzgl. 40 € Pauschale 

 

VERBRAUCHERPREISINDEX 

 

2015 = 100 

 

2019 

September = 106,0; August = 106,0; Juli = 106,2; Juni = 105,7; Mai = 105,4; 

April = 105,2; März = 104,2; Februar 103,8; Januar = 103,4 

 

Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter: 
www.destatis.de – Zahlen und Fakten - Konjunkturindikatoren 
 

 
Partner in Tschechien und der Slowakei 

 
 

TSCHECHISCHE 
TREUHANDGESELLSCHAFT 
Prag, Pilsen, Pisek 
www.cdspraha.cz 

SLOWAKISCHE 
TREUHANDGESELLSCHAFT 
Bratislava 

 

 
 
 
 
 
Stand: 20.12.2019

 
Quellen: Das Wichtigste (November - Dezember 2019), Ernst Röbke Verlag | Haftungsausschluss: Es wird darauf hingewiesen, dass alle Angaben in dieser Zeitschrift trotz sorgfältiger Bearbeitung ohne Gewähr erfolgen und die Kanzlei von Haftung 

ausgeschlossen ist. Für Detailinformationen kontaktieren Sie bitte unsere Berater. 

 
SteuerNEWS 


